
VollzugsdienstDer

Fachzeitschrif t für die Bediensteten des Justizvollzugs E 5604
 

Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands4-5/2021 – 68. Jahrgang 

dbb

Moderne Technik und Justiz-
vollzug: Schöne neue Welt – 
aber nicht hinter Gittern ! 

Erfahrungsbericht  
einer leidgeprüften Kollegin

Seite 41

Gefangenenzeitung  
„der lichtblick” greift  
Bedienstete massiv an

Justizverwaltung in Berlin 
bleibt untätig 

Seite 1

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Niedersächsische  
Vollzugsbedienstete gehen  
auf die Straße

VNSB hatte zur Demonstration  
vor dem Landtag aufgerufen 

Seite 51

BUNDESHAUPTVORSTAND

 F
ot

o:
 ©

  Y
ay

 Im
ag

es
 /

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

RHEINLAND-PFALZBAYERN

Wahnsinn 
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Justizgewerkschaften im Gespräch mit Minister Adams
Schwerpunkte: Ausbildung, Personalsituation, Beförderungen, Neubau der JVA Zwickau

Am 23. Juni 2021 fand im TMMJV ein Gespräch des Landesvorstandes des Thüringer Beamtenbundes (tbb) und 
der im tbb organsierten Berufsverbände und Gewerkschaften der Justizbeschäftigten mit Justizminister Adams 
statt. Neben dem BSBD als mitgliederstärkster Interessenvertretung der Beschäftigten im Bereich der Justiz 

hat der Bund Deutscher Rechtspfleger (BDR) sowie der Deutsche Gerichtsvollzieher-Bund (DGVB) an dem vom tbb 
moderierten Gespräch teilgenommen. Neben dem Justizminister hat Herr Scheider (Abteilungsleiter Justizvollzug) 
als Vertreter des Ministeriums am Gespräch teilgenommen.

Der BSBD wurde vom Vorsitzen
den Kollegen Bursian und Kol
legen Allgäu er als stellv. Vorsit

zender des BSBD in Personalunion als 
stellv. Vorsitzender des tbb vertreten. 

Schwerpunkte des Gesprächs waren 
die Organisation und Durchführung 
der Ausbildung und mögliche Alterna
tiven zur Durchführung der Ausbildung 
am BZ Gotha, die Stellenbesetzung und 
Ausnutzung von Beförderungsmöglich
keiten und als besonderes Anliegen des 
BSBD die Probleme im Zusammenhang 
mit dem Neubau der JVA Zwickau. 

Der BSBD wies erneut darauf hin, 
dass die gegenwärtigen Einstellungs
zahlen nicht ausreichen, um das Perso
nalproblem in absehbarer Zeit zu lösen. 
Aus unserer Sicht ist es erforderlich, 
in den nächsten Jahren mindestens 50 
Anwärter jährlich einzustellen. Darauf 
hatten wir schon bei Veröffentlichung 
des Personalkonzepts für den Justiz
vollzug im Jahr 2018 hingewiesen. 

Im Hinblick auf die Ausbildung im 
Justizvollzug haben wir auf die aus un
serer Sicht nicht mehr ausreichenden 
Ressourcen und die nicht mehr zeitge
mäßen Ausbildungsbedingungen hin
gewiesen und Verbesserungen auch 
bei der Personalausstattung der Aus
bildungsstätte gefordert. Zudem wird 
es nachweislich schwieriger, eine aus
reichende Anzahl an Bewerbern zu ge
winnen. Eine Ursache dafür ist der Um
stand, dass Thüringen bundesweit den 

letzten Platz bei den Anwärterbezügen 
im Vollzug offensichtlich hartnäckig 
verteidigt. Seit 2018 ist es in keinem 
Jahr gelungen, die vorgesehene Zahl an 
Einstellungen auch tatsächlich zu er
reichen. Die Jahre davor sind kaum re
präsentativ, weil wenig oder überhaupt 
nicht ausgebildet wurde. 

In diesem Zusammenhang hat der 
BSBD auf seine 2019 öffentlich geäu
ßerte Kritik hingewiesen, wonach es 
nicht ausreicht, 25 oder 30 Anwärter 
jährlich einzustellen (s. exemplarisch 
https://www.bsbd-thueringen.de/aa_
pdf/PDF836.pdf, https://www.bsbd-
thueringen.de/aa_pdf/PDF846.pdf). 

Zwar wurden zwischenzeitlich die 
Einstellungszahlen von 25 auf 40 An
wärter erhöht, dies reicht aber immer 
noch nicht aus, um den in der Personal
berechnung festgestellten Personalbe
darf in absehbarer Zeit zu erreichen. 
Dazu sind nach unseren Berechnungen 
mindestens 50 Einstellungen jährlich 
erforderlich. Im Hinblick auf die Stel
lensituation und die erreichten Stellen
hebungen haben wir gefordert, diese 
auch zu nutzen. Vom TMMJV wurde 
in Aussicht gestellt, dass in diesem Jahr 
in deutlich größerem Umfang Beförde
rungen erfolgen sollen, Schwerpunkt 
sollen Beförderungen nach A 8 sein. 

In diesem Zusammenhang kritisierte 
der BSBD erneut die vom TMMJV vor
genommene Stellenbewertung. Minis-
ter Adams teilte mit, dass der Bünde

lung der Dienstposten von A 7 bis A 9 
vom Finanzministerium nicht zuge
stimmt wurde. Nunmehr beabsichtige 
das TMMJV alle Dienstposten mit A 8 
zu bewerten und dann die Dienstposten 
A 8 und A 9 zu bündeln. Dazu sei keine 
Zustimmung des Finanzministeriums 
erforderlich. 

Der BSBD wies darauf hin, dass er 
nicht nachvollziehen kann, warum bei 
der Polizei eine solche Bündelung of
fensichtlich erfolgte, weil im Haushalts
plan nur A 9er Stellen ausgewiesen sind 
und den Justizvollzugsbeamten dies ver
wehrt wird. 

Der BSBD wird sich weiter für eine 
Dienstpostenbewertung, die es allen 
Angehörigen der Laufbahn ermöglicht, 
das Endamt zu erreichen, einsetzen. 

Weiterer Schwerpunkt war der Neu
bau der JVA Zwickau. 

Auf unsere Nachfrage hin wurde be
stätigt, dass das vom Personalrat der 
JVA Hohenleuben und  den dortigen 
Gremien und Vertretern erarbeitete Po
sitionspapier (welches selbstverständ
lich auch dem BSBDLandesvorstand 
vorliegt) dem Ministerium und damit 
dem Minister bekannt ist. 

Den Äußerungen des Minis ters war 
weiter zu entnehmen, dass entgegen 
der Wahrnehmungen und Befürch
tungen, dass sich Thüringen auf eine 
weitgehende passive Rolle zurückzieht, 
zwischenzeitlich mit konkreten Ver
handlungen zur Vorbereitung der im 
Staatsvertrag verbindlich vorgesehenen 
Verwaltungs vereinbarung zum Über
gang des Personals begonnen wurde.

Hinsichtlich unserer auch beim per
sönlichen Gespräch mit dem Minister 
im September 2020 geäußerten For
derung nach Einbeziehen der Beschäf
tigten (sie he BSBD-Infos 9, 10 /2020) 
wurde uns mitgeteilt, dass das TMMJV 
eine Veranstaltung in Hohenleuben 
auch mit Vertretern aus dem sächsi
schen Justizvollzug plant, um für Fra
gen zur Verfügung zu stehen und  mit 
den Beschäftigten ins Gespräch zu kom
men. Ein solches Gespräch sei noch in 
2021 vorgesehen. Es wird angestrebt, 
dass auch Vertreter aus dem sächsi
schen Justizministerium an dieser Ver
anstaltung teilnehmen. 

Der Landesvorstand  ■
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Trotz Corona-Pandemie viele Aktivitäten

BSBD Landeshauptausschuss tagte in der JVA Hohenleuben
Die Dienstpostenbewertung wird ein Dauerthema bleiben

Am 7. Juli 2021 tagte der Landeshaupt-
ausschuss (Vorsitzende der Ortsver-
bände und der Landesvorstand) in 
der JVA Hohenleuben. Unsere letzte 
Präsenssitzung vom Herbst 2019 lag 
lange zurück, so dass es viel zu be-
sprechen gab. Zwar gab es auch in 
der Zwischenzeit viele Kontakte und 
auch Videokonferenzen, diese er-
setzen aber keine Präsensveranstal-
tungen. 

Als neue Mitglieder im Hauptausschuss 
wurden die Kollegen Heiko Reckenbeil 
(OV Untermaßfeld) und Michael Fi-
scher (OV Tonna) begrüßt. Kollege Re-
ckenbeil war zum Vorsitzenden des OV 
Untermaßfeld gewählt worden. Kollege 
Fischer nimmt bis zu einer Neuwahl 
als gewähltes Ortsvorstandsmitglied die 
Auf gaben des Vorsitzenden des OV Ton
na war. 

Zu Beginn der Sitzung bedankte sich 
der Landesvorstand bei dem Kollegen 
Michael Vonhoff (OV Untermaßfeld) 
für seine langjährige Tätigkeit als Orts
verbandsvorsitzender mit einer Ehren
urkunde und einem Präsent.

Trotz der CoronaPandemie konnte 
der Landesvorstand von vielen Aktivi
täten berichten. Dazu gehören mehrere 
Gespräche mit Minister Adams sowie 
den Landtagsabgeordneten Franziska 
Baum (FDP Fraktion) und Dr. Iris Mar-
tin Gehl (Fraktion Die Linke). Beson
ders hervorzuheben ist allerdings, dass 
es dem BSBD im Zuge der Haushalts
verhandlungen zum Haushalt 2021 ge
lungen ist, 100 Stellenhebungen von A 
7 nach A 9 zu erreichen. Damit konnten 

200 zusätzliche Beförderungsmöglich
keiten im mittleren Allgemeinen Voll-
zugsdienst geschaffen werden, ohne 
die in diesem Jahr nahezu keine Beför
derungsmöglichkeiten möglich gewe
sen wären. Zunächst hatte der Minister 
im September 2020 auch unter Bezug 
auf die damaligen Äußerungen der 
Finanzministerin im Gespräch signa
lisiert, dass der Haushalt kaum Mög
lichkeiten für Stellenhebungen zulasse. 
Im mittleren Dienst waren nur etwa 10 
Stellenhebungen vorgesehen, bereits 
dies sein nach damaligen Mitteilungen 
als Erfolg zu werten. 

Nachdem uns durch unsere Kontakte 
bekannt geworden ist, dass der haus
halts und Finanzausschuss in anderen 
Ressorts, insbesondere bei der Polizei 
umfangreichen Stellenhebungen zuge
stimmt hat (die genaue Zahl war uns 
nicht bekannt), hat sich der Landesvor
stand schriftlich an den Ministerpräsi
denten, die Landesregierung und die 
Fraktionen gewandt und auch für den 
Justizvollzug weitere Stellenhebungen 
gefordert. Diese Forderung wurde von 
den Regierungsfraktionen in einem Än
derungsantrag, der die Anhebung von 
100 Stellen von A 7 nach A 8 beinhal
tete, aufgegriffen. Der Haushalt wurde 
dann mit dieser Änderung im Dezem
ber 2020 verabschiedet. 

Anfang März 2021 hat sich der BSBD 
hinsichtlich der Priorisierung der Be
schäftigten bei der Impfreihenfolge 
und der erst zu diesem Zeitpunkt be
kannt gewordenen Stellenbewertung 
schriftlich an den Minister gewandt. 
Kurze Zeit später haben die Beschäf

tigten im Justizvollzug die Möglichkeit 
zur Impfung erhalten. Thüringen war 
eines der ersten Bundesländer, in dem 
den Beschäftigten diese Möglichkeit 
eingeräumt worden ist. 

Deutlich zäher gestaltet sich aller
dings das Thema der Dienstpostenbe
wertung. Wir haben mehrfach über das 
Thema berichtet. Hinsichtlich unserer 
Nachfragen und Forderungen wurde 
uns mitgeteilt, dass derzeit eine Überar
beitung stattfindet. Der BSBD setzt sich 
weiter dafür ein, dass alle Bediens teten 
unabhängig vom jeweiligen Dienstpos
ten die Möglichkeit haben, das Endamt 
der Laufbahn zu erreichen (siehe auch 
Artikel „zum Gespräch mit Minister 
Adams“ am 23. Juni 2021). 

Ein Teilerfolg konnte bereits ver
zeichnet werden, da das Ministerium 
zwischenzeitlich schriftlich zugesichert 
hat, dass es keine Dienstposten im Jus
tizvollzug mehr gibt, die ausschließlich 
der Besoldungsgruppe A 7 zugeord
net sind. Nach der bis dahin geltenden 
Dienstpostenbewertung wäre es für 
viele Bedienstete nur schwer möglich 
gewesen, nach A 8 befördert zu werden. 
Sie hätten den Dienstposten wechseln 
müssen, um befördert zu werden. 

Die Dienstpostenbewertung wird (lei
der) für uns ein Dauerthema bleiben. 

Breiten Raum nahmen in der Sitzung 
auch die Berichte aus den Ortsver
bänden ein. Auf diesen Schwerpunkt 
möchten wir hier nicht näher einge
hen, da die Situation in den Anstalten 
hinreichend bekannt ist. Schwerpunkt 
aller Berichte war die Personalsituation 
in den Anstalten und der Umstand, dass 
die Zuordnung der Anwärter nach der 
Ausbildung keine Entlastung oder Ver
besserung bringt, sondern bestenfalls 
die Personalabgänge kompensiert. 

Es wurde aber auch berichtet, dass 
sich zunehmend Probleme mit Ver
setzungen und Abordnungen im Zu
sammenhang mit der Verteilung der 
An wärter und der Realisierung von Ver
setzungswünschen ergeben. 

Die entsprechenden Entscheidungen 
sind intransparent und wirken gele
gentlich auch willkürlich. Nach einer 
entsprechenden Diskussion wurde be
schlossen, dass sich der BSBD für eine 
Dienstvereinbarung zu diesem Thema 
einsetzen wird, die es einerseits ermög
licht, Entscheidungen nachzuvollzie
hen und andererseits den Beschäftigten 
ermöglicht, einzuschätzen, wann ein 
Versetzungsgesuch voraussichtlich be

Das Ministerium hat schriftlich zugesichert, dass es keine Dienstposten im Justizvollzug mehr gibt, 
die ausschließlich der Besoldungsgruppe A 7 zugeordnet sind.

Symbolfoto:  
© domoskanonos/ 
stock.adobe.com
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willigt wird. Der Vorstand wies in die
sem Zusammenhang darauf hin, dass 
sich die Probleme in Folge der jetzt 
höheren Einstellungszahlen noch ver
schärfen könnten und er sich deshalb 
schon länger dafür einsetzt, regio nal 
bzw. anstaltsbezogen einzustellen. 

Schwerpunkt des Berichts des OV Ho
henleuben war wiederum der Neubau 
der JVA Zwickau. Entgegen anderwei
tiger Versprechungen ist hinsichtlich 
der offenen Fragen zum Übergang des 
Personals immer noch nichts passiert. 
Der Landesvorstand berichtete über sei
ne diesbezüglichen Initiativen.

Zwischenzeitlich hat das TMMJV si
gnalisiert, eine entsprechende Veran
staltung in Hohenleuben durchführen 
zu wollen, auf den Artikel zum Ge
spräch mit Minister Adams vom 23. 
Juni 2021 möchten wir verweisen.

Gegenstand der Sitzung war auch die 
Auswertung des Gewerkschaftstages 
des tbb, der als Onlineveranstaltung in 
mehreren Teilen durchgeführt wurde. 
Einhellig begrüßt wurde, dass sich mit 
der Wahl des Kollegen Allgäuer zum 
stellv. Landesvorsitzenden des tbb un
sere Kontakte auch auf Landesebene 
weiter verbessert haben. Wir erhoffen 
uns damit mehr Chancen und Möglich
keiten, unseren Forderungen im poli
tischen Bereich auf Landesebene noch 
mehr Nachdruck verleihen zu können. 

Der Gewerkschaftstag hat zudem alle 
Anträge des BSBD angenommen, auf 
die entsprechenden Veröffentlichungen 
in den vorherigen Ausgaben des Voll
zugsdienstes möchten wir verweisen. 
Der BSBD wird seinen für dieses Jahr 
vorgesehenen Verbandstag im nächsten 
Jahr durchführen. Es wurde beschlos
sen, den Verbandstag im Juni 2022 
mit Neuwahlen des Landesvorstandes 
durchzuführen. Der Landesvorstand 
wurde beauftragt, einen Tagungsort 
auszuwählen. Weiterer Schwerpunkt 
der Sitzung waren erste Vorbereitungen 
der Personalratswahlen im kommen
den Jahr. 

Zum Abschluss der Sitzung wurden 
der Kollege Heiko Reckenbeil (OV Un
termaßfeld, Ortsverbandsvorsitzender) 
und die Kollegin Sandra Grollmitz (OV 
Tonna, stellv. Landesvorsitzende) zum 
Bundesgewerkschaftstag des BSBD 
vom 9. bis 11. November 2021 in Sol-
tau delegiert. Kollege Bursian (OV Arn
stadt, Landesvorsitzender) wird Kraft 
seiner Funktion als Landesvorsitzen
der und Mitglied des Bundeshauptaus
schusses ebenfalls teilnehmen.

Die nächste Landeshauptausschuss
sitzung wird im Oktober in der JSA Arn
stadt stattfinden.

Der Landesvorstand  ■

Wichtige Gesetzesvorhaben auf dem Weg

Der Landtag wird sich in Kürze 
mit wichtigen Gesetzesvorha
ben beschäf tigen. Neben dem 

Gesetzentwurf zur Herstellung einer 
verfassungskonformen Besoldung (über 
den Entwurf und unsere Auffassung 
dazu hatten wir mehrfach berichtet) 
wird sich der Landtag mit dem Gesetz
entwurf zur Einführung eines Landes-
justizvollzugsdatenschutzgesetzes 
beschäftigen. 

Der Gesetzentwurf zur Herstellung ei
ner verfassungskonformen Besoldung 
wird nach erneuter Beratung im Haus
halts und Finanzausschuss vermutlich 
noch vor Erscheinen dieser Ausgabe des 
Vollzugsdienstes im Landtag beraten.

Über das Echo zur Protestaktion des 
tbb, an der auch wir uns beteiligt haben, 
(Postkartenaktion) und zum Umstand, 

ob der Entwurf noch geändert wurde, 
lagen uns zum Redaktionsschluss noch 
keine Informationen vor. 

Ein zweites wichtiges Vorhaben ist 
die Einführung eines Justizvollzugsda
tenschutzgesetzes. 

Im Zuge dieses Gesetzentwurfes sind 
auch mehrere Änderungen des Thürin
ger Jus tizvollzugsgesetzbuches vorge
sehen. Beispielsweise sollen die Fristen 
zur Erstellung des Vollzugsplanes ver
längert werden, genauere Regelungen 
zur Fixierung erfolgen und das Über
brückungsgeld wieder eingeführt wer
den. Der BSBD hat eine umfangreiche 
Stellungnahme zum Entwurf erarbei
tet, die voraussichtlich auch auf der 
Transparenzplattform des Landtages 
veröffentlicht wird. 

J. Bursian, Landesvorsitzender  ■

BSBD jetzt auch in der „Kommission Dienst-
recht“ des tbb vertreten
Der tbb hat bereits 
kurze Zeit nach sei-
ner Gründung eine 
ständige Kommission 
Dienstrecht eingerich-
tet, die sich mit den 
wichtigsten Gesetzes-
vorhaben der Landes-
regierung beschäftigt 
und Stellungnahmen 
des tbb in förmlichen 
und nichtförmlichen 
Anhörungsverfahren 
vorbereitet. 

Zu diesen Gesetzesvorha ben gehören 
nicht nur beamtenrechtliche Rege
lungen, sondern auch Gesetzesvor
haben, die durch die Landesbeschäf
tigten und die Landesverwaltung 

umgesetzt werden müs
sen und die damit deren 
Arbeit auch mittelbar be
einflussen. 

BSBD Landesvorsitzen
der Jörg Bur sian wurde 
jetzt in diese Kommis
sion berufen und in der 
Sitzung am 9. August 
2021 gebeten, als einer 
von mehreren Stellver
tretern des Vorsitzenden 
der Kommission zu fun
gieren. Damit erhalten 
wir früher als bisher In

formationen zu Vorhaben der Landes
regierung und die Möglichkeiten des 
BSBD, sich in diesen Prozess einzu
bringen, verbessern sich dadurch wei
ter.                    Der Landesvorstand  ■

Jörg Bursian
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Amtsangemessen und keine  
Besoldung nach Haushalts-  
sondern nach Rechtslage !

13 Jahre verfassungswidrige Besoldung 
in den untersten Besoldungsgruppen in Thüringen !

Als Ergebnis nach Prüfung der Kriterien des  
Bundesverfassungsgerichtes für Thüringen. 

Unrecht beseitigen ! Recht setzen !
Vertrauen erhalten ! 
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